
 

 

 

Satzung1 

des 

 

Turnclub Wanne 1889/92 e.V. 

 

 

 

 

 

 

  

 

 

 

 

1) Bei der Abfassung der Satzung wurde auf eine geschlechtsneutrale Bezeichnung bzw. die 

gleichzeitige Nennung der weiblichen Form verzichtet, um die Lesbarkeit zu gewährleisten. 

 



 

§ 1 

Name und Sitz 

1. Der Verein führt den Namen „Turnclub Wanne 1889/92 e.V.“ 

2. Der Verein hat seinen Sitz in Herne und ist in das Vereinsregister des Amtsgerichts 

Bochum mit der Registernummer VR 30274 eingetragen.  

3. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 

 

§ 2 

Zweck 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne 

des Abschnitts „steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 

2. Zweck des Vereins ist die Förderung des Sports und der Jugend. 

3. Der Verein verfolgt seine Satzungszwecke insbesondere durch:  

a. Entsprechende Organisation eines geordneten Sport-, Spiel-, Übungs- und 

Kursbetriebes für alle Bereiche, einschließlich des Freizeit- und Breitensports. 

b. Die Durchführung von allgemeinen Jugendveranstaltungen und –Maßnahmen 

c. Aus-/ Weiterbildung und Einsatz von sachgemäß ausgebildeten Übungsleitern, 

Trainern und Helfern; 

d. Die Beteiligung an Kooperation, Sport- und Spielgemeinschaften 

e. Die Erstellung sowie die Instandhaltung und Instandsetzung der dem Verein 

gehörenden Geräte, Immobilien und sonstiger im Vereinseigentum stehender 

Gegenstände. 

 

§ 3 

Mittelverwendung 

1. Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendung aus Mitteln des Vereins. 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die den Zwecken des Vereins fremd sind oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 



§ 4 

Verbandsanschluss 

Der Verein ist Mitglied des SSB Herne und des WTB. Der Vorstand entscheidet über 

die Mitgliedschaft in weiteren Verbänden. 

 

 

§ 5 

Arten der Mitgliedschaft 

 

1. Vereinsmitglied kann jede natürliche und juristische Personen, oder gemeinnützige 

Organisationen  werden. 

2. Die Aufnahme muss schriftlich an den Vorstand des Vereins gerichtet werden. 

Minderjährige bedürfen der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters 

3. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Die Ablehnung, die keiner Begründung 

bedarf, muss dem Antragsteller schriftlich  mitgeteilt werden. 

 

 

4. Der Verein besteht aus: 

- aktiven Mitgliedern 

- passiven Mitgliedern 

- Ehrenmitgliedern 

 

5. Aktive Mitglieder sind Mitglieder, die sämtliche Angebote des Vereins im Rahmen 

der bestehenden Ordnungen nutzen können und/oder am Spielbetrieb teilnehmen 

können. 

 

6. Für passive Mitglieder steht die Förderung des Vereins oder bestimmter 

Vereinsabteilungen durch Geld oder Sachbeiträge im Vordergrund. Sie nutzen die 

sportlichen Angebote des Vereins nicht. 

 

7. Ehrenmitglieder werden auf Antrag des Vorstandes per Beschluss mit einfacher 

Mehrheit von der Mitgliederversammlung gewählt. Ihnen steht ein Stimmrecht zu. 

Ehrenmitglieder sind von der Beitragspflicht  befreit. 

 

 

 

 



 

 

 

§ 6 

Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet:  

• Mit dem Tod des Mitglieds 

• Durch Austritt des Mitglieds 

• Durch Ausschluss des Mitglieds aus dem Verein 

2. Der Austritt erfolgt durch die schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand und ist 

nur zum Ende des Kalenderjahres mit einmonatiger Kündigungsfrist zum 31.12 

möglich. 

3. Der Ausschluss aus dem Verein kann erfolgen, wenn ein Mitglied gegen die 

Interessen des Vereins verstoßen hat. Weiterhin ist ein Ausschluss möglich, wenn das 

Mitglied auch nach zweimaliger erfolgsloser schriftlicher Anmahnung den 

Mitgliedsbeitrag nicht gezahlt hat. 

4. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Stimmenmehrheit. 

Zuvor ist dem Mitglied Gelegenheit des rechtlichen Gehörs zu gewähren. Der 

Ausschluss ist dem Mitglied schriftlich unter Angabe des Ausschlussgrundes 

mitzuteilen. 

5. Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle Ansprüche aus dem 

Mitgliedschaftsverhältnis. Noch ausstehende Verpflichtungen aus dem 

Mitgliedschaftsverhältnis, insbesondere ausstehender Beitragspflichten, bleiben 

hiervon unberührt. Vereinseigene Gegenstände sind dem Verein herauszugeben oder 

wertmäßig abzugelten. Dem austretenden Mitglied steht kein Anspruch auf 

Rückzahlung überzahlter Beiträge zu. 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

 

 

§ 7 

Beiträge, Gebühren und Beitragseinzug 

1. Es sind ein Mitgliedsbeitrag und eine Aufnahmegebühr zu zahlen. Es können 

abteilungsspezifische Beiträge, Umlagen und Gebühren für besondere Leistungen des 

Vereins erhoben werden. 

2. Die Höhe der Mitgliedsbeiträge, der Aufnahmegebühr und der Gebühren für 

besondere Leistungen des Vereins, sowie die Fälligkeit der Mitgliedsbeiträge werden 

auf Antrag des Vorstandes bei der Mitgliederversammlung beschlossen. Über die 

Erhebung und Höhe von abteilungsspezifischen Beiträgen und Umlagen entscheidet 

ebenfalls die Mitgliederversammlung auf Antrag des Vorstandes. Umlagen können 

bis zum Zweifachen des jährlichen Mitgliedsbeitrages festgesetzt werden. 

3. Das Mitglied ist verpflichtet, dem Verein Änderungen der Bankverbindung, der 

Anschrift und der Emailadresse mitzuteilen. 

4. Mitglieder, die nicht am Lastschriftverfahren teilnehmen, tragen den erhöhten 

Verwaltungsaufwand des Vereins durch eine Bearbeitungsgebühr, die der Vorstand 

durch Beschluss festsetzt. 

5. Von Mitgliedern, die dem Verein eine Einzugsermächtigung erteilt haben, wird der 

Beitrag zum Fälligkeitstermin eingezogen. 

6. Kann der Bankeinzug aus Gründen, die das Mitglied zu vertreten hat, nicht erfolgen, 

sind dadurch entstehende Bankgebühren durch das Mitglied zu tragen. 

7. Fällige Beitragsforderungen werden vom Verein außergerichtlich und gerichtlich 

geltend gemacht. Die entstehenden Kosten hat das Mitglied zu tragen.  

8. Wenn der Beitrag im Zeitpunkt der Fälligkeit nicht beim Verein eingegangen ist, 

befindet sich das Mitglied ohne weitere Mahnung in Zahlungsverzug.  

9. Der Vorstand kann in begründeten Einzelfällen Beitragsleistungen oder – pflichten 

ganz oder teilweise erlassen oder stunden bzw. Mitgliedern die Teilnahme am 

Lastschriftverfahren erlassen. 

10. Näheres regelt die Beitragsordnung. 

 

 

 

 



 

 

 

§ 8 

Organe des Vereins 

1. Die Organe des Vereins sind die Mitgliederversammlung und der Vorstand. 

 

2. Die Vereins- und Organämter werden grundsätzlich ehrenamtlich ausgeübt. 

Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 

Verhältnisse und der Haushaltslage beschließen, dass Vereins- und Organämter 

entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer 

pauschalisierten Aufwandsentschädigung ausgeübt werden.  

 

3. Für die Entscheidung über Vertragsbeginn, Vertragsinhalte und Vertragsende ist der 

Vorstand gem.  Paragraph 26 BGB zuständig. 

 

4. Der Vorstand kann bei Bedarf und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 

Verhältnisse und der Haushaltslage Aufträge über Tätigkeiten für den Verein gegen 

eine angemessene Vergütung oder Honorierung an Dritte vergeben. 

 

5. Im Übrigen haben die Mitglieder des Vereins einen Aufwendungsersatzanspruch 

nach Paragraph 670 BGB für solche Aufwendungen, die Ihnen durch die Tätigkeiten 

für den Verein entstanden sind. Die Mitglieder und Mitarbeiter haben das Gebot der 

Sparsamkeit zu beachten. Der Vorstand kann durch Beschluss im Rahmen der 

steuerrechtlichen Möglichkeiten Aufwandspauschalen festsetzen. 

 

6. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb einer Frist von 6 Monaten 

nach seiner Entstehung geltend gemacht werden. Erstattung wird nur gewährt, wenn 

die Aufwendungen mit prüffähigen Belegen und Aufstellungen nachgewiesen werden. 

 

7. Weitere Einzelheiten regelt die Geschäftsordnung. 

 

 

 

 



 

 

 

§ 9 

Abteilungen 

1. Der Vorstand kann die Gründung von Abteilungen beschließen. 

2. Jede Abteilung wählt für die Dauer von zwei Jahren einen Abteilungsleiter. Der 

Vorstand bestätigt die Abteilungsleiter durch Beschluss. Die Bestätigung kann unter 

Angabe von Gründen abgelehnt werden. Die Mitglieder der Abteilungen müssen 

dann erneut einen Abteilungsleiter wählen. Wird der abgelehnte Abteilungsleiter 

erneut gewählt, bestätigt die Mitgliederversammlung den  Abteilungsleiter. Lehnt die 

Mitgliederversammlung den gewählten Abteilungsleiter ab, muss die Abteilung einen 

neuen Abteilungsleiter wählen. Die Abteilungsleiter sind Mitglied des Vorstandes. 

3. Die Abteilungen können sich eine Abteilungsordnung geben. Die Abteilungsordnung 

bedarf der Genehmigung des Vorstandes. 

 

§ 10 

Kassenprüfer 

1. Die Mitgliederversammlung wählt zwei Kassenprüfer und einen Ersatzkassenprüfer,  

die nicht dem Vorstand angehören dürfen. 

2. Die Amtszeit der Kassenprüfer und des Ersatzkassenprüfers entspricht der des 

Vorstandes.  

3. Bei Bedarf ist der Vorstand berechtigt die Kasse durch Angehörige der 

Steuerberatenden Berufe oder sonstige geeignete Personen oder Institutionen 

prüfen zu lassen. 

4. Die Kassenprüfer prüfen einmal jährlich die gesamte Vereinskasse mit allen Konten, 

Buchungsunterlagen und Belegen und erstatten der Mitgliederversammlung darüber 

einen Bericht. Sie schlagen gegebenenfalls die Entlastung des Vorstandes vor. 

 

 

 

 



 

 

 

§ 11 

Mitgliederversammlung 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. 

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung wird vom Vorstand unter Einhaltung einer 

Frist von 14 Tagen schriftlich (Brief oder Email), an alle Mitglieder unter Angabe der 

Tagesordnung, des Ortes und des Zeitpunktes einberufen. Die Tagesordnung setzt 

der Vorstand durch Beschluss fest. 

3. Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mitgliederversammlung 

einberufen. Diese muss einberufen werden, wenn das Interesse des Vereins es 

erfordert oder wenn die Einberufung von 1/3 aller Mitglieder schriftlich unter Angabe 

des Zwecks und der Gründe vom Vorstand verlangt wird.  

4. Jedem stimmberechtigten Mitglied und Ehrenmitglied steht eine Stimme zu. Das 

Stimmrecht ist nicht übertragbar. 

5. Die Mitgliederversammlung wird vom ersten Vorsitzenden, bei dessen Verhinderung 

von einem anderen Mitglied des §26 BGB Vorstandes geleitet. Ist kein Mitglied nach 

§26 BGB anwesend bestimmt die Versammlung den Leiter. Der Versammlungsleiter 

bestimmt den Protokollführer.  

6. Jedes Mitglied kann bis zum 31.01 des Jahres beim Vorstand Anträge zur 

Mitgliederversammlung schriftlich einreichen.  

7. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen 

Mitglieder beschlussfähig. 

8. Über den Verlauf der Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist 

von dem Versammlungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen.   

9. Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für die folgenden Angelegenheiten 

zuständig: 

• Wahl, Abberufung und Entlastung des Vorstandes 

• Beschlussfassung über Anträge, Satzungsänderungen und Auflösung des 

Vereins 

• Bekanntgabe der vom Vorstand beschlossenen Ordnungen (Beitrags-, 

Geschäfts-, Jugend- und Ehrenordnung u.a.) und deren Änderungen 

• Entgegennahme der Berichte des Vorstandes und der Kassenprüfer 

• Bestätigung des Jugendwartes 

• Wahl der Kassenprüfer 

 



 

 

 

§ 12 

Der Vorstand 

1. Der Vorstand besteht aus :  

• Dem 1. Vorsitzenden 

• Dem 2. Vorsitzenden 

• Dem Kassierer 

• Geschäftsführer 

• Sozialwart 

• Sportwart 

• Abteilungsleiter 

• Jugendwart 

• Kommunikationswart 

• Pressewart 

2. Vorstand im Sinne § 26 BGB sind der 1. und 2. Vorsitzende und der Kassierer. Sie 

vertreten gemeinsam den Verein gerichtlich und außergerichtlich, durch zwei 

Vorstandsmitglieder, von dem einer der 1. Vorstandssitzende sein muss. 

3. Der Vorstand wird durch die Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit gewählt, 

der Jugendwart durch die Jugendversammlung. 

Vorstandsmitglieder können nur Vereinsmitglieder werden. Die Mitglieder des 

Vorstandes werden für die Dauer von zwei Jahren gewählt. Wiederwahl ist zulässig. 

Ein Vorstandsmitglied bleibt bis zu einer Neuwahl im Amt. Bei vorzeitigem 

Ausscheiden ist der Vorstand ermächtigt, bis zur nächsten Mitgliederversammlung 

das Amt kommissarisch zu besetzen. 

4. Versammlungen des Vorstandes werden vom 1. Vorsitzenden, im Vertretungsfall 

vom 2. Vorsitzenden berufen und geleitet. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn 

mindestens 2 Vorstandsmitglieder nach § 26 BGB und insgesamt mehr als die Hälfte 

der Mitglieder anwesend sind. Er entscheidet mit Stimmenmehrheit.  Bei 

Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden, bei dessen 

Abwesenheit die des 2. Vorsitzenden. 

5. Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht 

einem anderen Organ zugewiesen sind. 

6. Zur Erfüllung seiner Aufgaben kann der Vorstand Ausschüsse oder Arbeitsgruppen 

einrichten. 

 



 

 

 

§ 13 

Jugend des Vereins 

1. Die Jugend des Vereins ist die Gemeinschaft aller Mitglieder bis zur Vollendung des 

18. Lebensjahres. Sie ist zuständig für alle Jugendangelegenheiten des Vereins. 

2. Die Jugend des Vereins führt und verwaltet sich selbstständig und entscheidet über 

die ihr durch den Haushalt des Vereins zufließenden Mittel. 

3. Organe der Vereinsjugend sind: 

• Der Jugendwart und 

• Die Jugendversammlung 

Der Jugendwart ist Mitglied des Vorstandes. 

4. Das Nähere regelt die Jugendordnung, die von der Jugendversammlung des Vereins 

beschlossen wird. Die Jugendordnung darf den Vorgaben dieser Satzung nicht 

widersprechen. Im Zweifelsfall gelten die Regelungen dieser Satzung.  

 

§ 14 

Vereinsordnungen 

1. Der Vorstand ist ermächtigt durch Beschluss Ordnungen zu erlassen. Das können  

insbesondere sein: 

 

a) Beitragsordnung 

b) Finanzordnung 

c) Geschäftsordnung 

d) Ehrenordnung 

 

2. Ordnungen sind nicht Bestandteil der Satzung. 

 

 

 

 

 



 

 

 

§ 15 

Haftung des Vereins 

1. Ehrenamtlich Tätige und Organ- oder Amtsträger, deren Vergütung die Höhe des 

Ehrenamtsfreibetrages gemäß § 3 Nr. 26 a ESTG im Jahr nicht übersteigt, haften für 

Schäden gegenüber den Mitgliedern und gegenüber dem Verein, die sie in Erfüllung 

ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit. 

2. Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig 

verursachte Schäden, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei Benutzung von 

Anlagen oder Einrichtungen des Vereins oder bei Vereinsveranstaltungen erleiden, 

soweit solche Schäden nicht durch Versicherungen des Vereins abgedeckt sind.  

§ 16 

Datenschutz im Verein  

1. Zur Erfüllung der Zwecke des Vereins werden unter Beachtung der gesetzlichen 

Vorgaben des Bundesdatenschutzgesetztes (BDSG) personenbezogene Daten über 

persönliche und sachliche Verhältnisse der Mitglieder im Verein gespeichert, 

übermittelt und verändert. 

2. Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf: 

• Auskunft über die zu seiner Person gespeicherten Daten; 

• Berichtigung über die zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sie 

unrichtig sind; 

• Sperrung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn sich bei 

behaupteten Fehlern weder deren Richtigkeit noch deren Unrichtigkeit 

feststellen lässt; 

• Löschung der zu seiner Person gespeicherten Daten, wenn die Speicherung 

unzulässig war. 

3. Den Organen des Vereins, allen Mitgliedern und sonst für den Verein Tätigen ist es 

untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als dem jeweiligen 

Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt zu geben, Dritten 

zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht auch über das 

Ausscheiden der oben genannten Personen aus dem Verein hinaus. 

 

 



 

 

 

 

                                                               § 17 

Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer zu diesem Zweck einberufenen 

Mitgliederversammlung beschlossen werden. Zur Auflösung des Vereins ist eine 

Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 

2. Sofern die Mitgliederversammlung nicht anderes beschließt, sind im Falle der 

Auflösung der 1. und 2. Vorsitzende als die Liquidatoren des Vereins bestellt. 

3. Bei  Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das 

Vermögen des Vereins  an den Stadtsportbund Herne e. V. der es ausschließlich und 

unmittelbar  für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

4. Im Falle einer Fusion mit einem anderen Verein, fällt das Vermögen nach 

Vereinsauflösung an den neu entstehenden gemeinnützigen Fusionsverein bzw. den 

aufnehmenden steuerbegünstigten Verein, der es ausschließlich und unmittelbar für 

gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 

 

 

 

§ 18 

Gültigkeit der Satzung 

1. Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am  08.11.2015 beschlossen. 

2. Diese Satzung tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

3. Alle bisherigen Satzungen treten zu diesem Zeitpunkt damit außer Kraft. 
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